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 COVID-19 – Newsletter 23 
24.04.2020 

 

Im Zentrum der derzeitigen Bemühungen der Städte und Gemeinden stehen derzeit drei Handlungsfelder:  

 

- Aufrechterhaltung der notwendigen Infrastruktur 

- Sicherstellung der internen Serviceleistungen  

- Situationsadäquates Angebot an KundInnen-Service für die Bevölkerung 

 

Die zentrale Bedeutung, die Städten und Gemeinden sowie kommunalen Institutionen im Zuge der Ausbreitung des 

sogenannten Corona-Virus zukommt, wurde auch von der Bundesregierung betont. Dennoch wurden auch Dienststellen 

des Öffentlichen Sektors seitens der Bundesregierung dazu aufgefordert – soweit dies möglich ist –MitarbeiterInnen zur 

Telearbeit anzuweisen. Dies wird auch der Österreichische Städtebund bis Ende des Monats April so handhaben. Alle 

ReferentInnen des Österreichischen Städtebundes werden jedoch auch während dieses Zeitraums per E-Mail sowie 

telefonisch, in gewohnter Weise, erreichbar sein.  

 

Der folgende Newsletter soll über derzeitige Entwicklungen und Problemlagen informieren sowie Maßnahmen, die 

bereits von einzelnen Städten und Gemeinden sowie kommunalen Institutionen und Unternehmen gesetzt wurden, 

sammeln und aufzeigen. 

 

Alle bisherigen Ausgaben des „COVID-19 Newsletters“ können Sie unter folgendem Link nachlesen: 

https://www.staedtebund.gv.at/services/aktuelles/?no_cache=1   
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Aktuelle Ereignisse und Problemlagen 
 

1. Aktuelle Gesetzesbeschlüsse  

 

Folgende Bundesgesetzblätter wurden am 22. April 2020 herausgegeben: 

 

BGBl. II Nr. 170/2020 

Änderung der Gebarungsrichtlinienverordnung 

 

BGBl. II Nr. 171/2020 

COVID-19-Universitäts- und Hochschulverordnung – 

C-UHV 

BGBl. II Nr. 172/2020 

COVID-19-Fachhochschulverordnung – C-FHV 

 

BGBl. II Nr. 173/2020 

COVID-19-Studienförderungsverordnung – C-StudFV 

 

Folgende Bundesgesetzblätter wurden am 23. April 2020 herausgegeben: 

 

BGBl. II Nr. 174/2020 

Änderung der Luftverkehrsregeln 2014 

 

 

 

BGBl. II Nr. 175/2020 

Änderung der Gebarungsrichtlinienverordnung 

 

BGBl. II Nr. 176/2020 

1. COVID-19 Fahrverbots-Aufhebung Verordnung 

 

2. Aktuelle Gesetzesvorhaben in den Ausschüssen des Nationalrates 

 

a) Verfassungsausschuss 

 

Videoeinsatz bei Verwaltungsverfahren, Fristverlängerung für die Integrationsprüfung 

Im Konkreten schlagen Wolfang Gerstl (ÖVP) und Agnes Sirkka Prammer (Grüne) mit dem 12. COVID-19-Gesetz 

(437/A) Änderungen im Integrationsgesetz, im Zustellungsgesetz und im AMA-Gesetz vor. Zudem soll das im März 

beschlossene Verwaltungsrechtliche COVID-19-Begleitgesetz adaptiert werden, insbesondere was Vorgaben für Behörden 

in Bezug auf die Durchführung von Verwaltungsverfahren und Verwaltungsstrafverfahren in der derzeitigen 

Ausnahmesituation betrifft. Unter anderem geht es dabei um Einschränkungen des mündlichen Verkehrs zwischen 

Behörde, Parteien und anderen Beteiligten, den forcierten Einsatz von Videotechnologie auch bei mündlichen 

Verhandlungen und Vernehmungen sowie um Verhaltensmaßregeln in jenen Fällen, wo die physische Anwesenheit von 

Personen erforderlich ist, etwa bei Augenscheinen vor Ort. Zudem sollen spezielle Bestimmungen gewährleisten, dass 

auch die Rechte von Personen, die über keine technischen Einrichtungen zur Teilnahme an Video-Verhandlungen 

verfügen, gewahrt bleiben. 

Da derzeit keine Integrationsprüfungen zur Erfüllung des Moduls I abgenommen werden und betroffenen 

Drittstaatsangehörigen außerdem eine Kursteilnahme de facto nicht möglich ist, sieht der Antrag eine Fristverlängerung 

für die Ablegung der Integrationsprüfung bis 31. Oktober mit begleitenden Fristhemmungen vor. Die Änderung des 

AMA-Gesetzes hat zum Ziel, auch dem AMA-Verwaltungsrat und dem AMA-Kontrollausschuss Beschlüsse im 

Umlaufweg bzw. per Videokonferenz zu ermöglichen. 

 

b) Budgetausschuss  

 

6. COVID-19-Gesetz: Keine Umsatzsteuer auf Schutzmasken 

ÖVP und Grüne treten für die Steuerbefreiung von Schutzmasken ein. Zwischen 13. April 2020 und 1. August 2020 sollen 

Lieferungen und innergemeinschaftliche Erwerbe von Schutzmasken steuerfrei gestellt werden, heißt es in dem Antrag. 

 

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/170/20200422?ResultFunctionToken=b88376a3-718c-40ce-884d-258b9046eaa4&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=22.04.2020&BisDatum=23.04.2020&ImRisSeitVonDatum=22.04.2020&ImRisSeitBisDatum=23.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/171/20200422?ResultFunctionToken=b88376a3-718c-40ce-884d-258b9046eaa4&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=22.04.2020&BisDatum=23.04.2020&ImRisSeitVonDatum=22.04.2020&ImRisSeitBisDatum=23.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/172/20200422?ResultFunctionToken=b88376a3-718c-40ce-884d-258b9046eaa4&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=22.04.2020&BisDatum=23.04.2020&ImRisSeitVonDatum=22.04.2020&ImRisSeitBisDatum=23.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/173/20200422?ResultFunctionToken=b88376a3-718c-40ce-884d-258b9046eaa4&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=22.04.2020&BisDatum=23.04.2020&ImRisSeitVonDatum=22.04.2020&ImRisSeitBisDatum=23.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/174/20200423?ResultFunctionToken=7a1bd3eb-56a9-416f-bfb1-d17aa0426de9&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=23.04.2020&BisDatum=24.04.2020&ImRisSeitVonDatum=23.04.2020&ImRisSeitBisDatum=24.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/175/20200423?ResultFunctionToken=7a1bd3eb-56a9-416f-bfb1-d17aa0426de9&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=23.04.2020&BisDatum=24.04.2020&ImRisSeitVonDatum=23.04.2020&ImRisSeitBisDatum=24.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2020/176/20200423?ResultFunctionToken=7a1bd3eb-56a9-416f-bfb1-d17aa0426de9&Position=1&Sort=0%7cAsc&Abfrage=BgblAuth&Titel=&Bgblnummer=&SucheNachGesetzen=False&SucheNachKundmachungen=False&SucheNachVerordnungen=False&SucheNachSonstiges=False&SucheNachTeil1=False&SucheNachTeil2=False&SucheNachTeil3=False&VonDatum=23.04.2020&BisDatum=24.04.2020&ImRisSeitVonDatum=23.04.2020&ImRisSeitBisDatum=24.04.2020&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00437/index.shtml
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Finanzielle Vorkehrungen für EIB-Garantiefonds und Förderung von Kurzarbeit auf europäischer 

Ebene 

Zur europaweiten Bekämpfung der Corona-Krise errichtet die europäische Investitionsbank (EIB) einen Garantiefonds in 

Höhe von 25. Mrd. €. Der Fonds soll Garantien für die EIB und den Europäischen Investitionsfonds bereitstellen und 

damit bis zu 200 Mrd. € an Finanzierungen mobilisieren. Hierfür sollen österreichische Beiträge bis zu einem 

Gesamtbetrag von 650 Mio. € vorgesehen werden. Außerdem stellen ÖVP und Grüne mittels Initiativantrag eine 

Ermächtigung des Finanzministers vor, wonach er Bundeshaftungen in Form von Garantien bis zu einem Betrag von 720 

Mio. € übernehmen kann, um das Instrument der Kurzarbeit auf europäischer Ebene zu unterstützen. 

 

Erleichterungen bei Kostenrückerstattungen von Schulveranstaltungen 

Um die Abwicklung der Refundierung von Stornokosten für Schulveranstaltungen im Interesse der 

Erziehungsberechtigten sicherzustellen, sollen Ansprüche auf die Republik Österreich übergehen. Eltern sollen die 

Zahlungen rasch erhalten, heißt es in dem Antrag, der auch die Anknüpfung an den Ort der Schulveranstaltung streicht. 

 

Prüfung von Förderungen aufgrund der Corona-Pandemie 

Ein neues Bundesgesetz über die Prüfung von Förderungen des Bundes aufgrund der COVID-19-Pandemie soll zudem 

eine effiziente nachträgliche Kontrolle der Förderungsmaßnahmen ermöglichen. Das Finanzamt wird zu 

Außenprüfungen ermächtigt, handelt dabei aber nicht als Abgabenbehörde, sondern erstellt ein Gutachten. Die für eine 

Außenprüfung des Finanzamts geltenden Regelungen sollen auch hinsichtlich der eigentlichen Prüfungshandlungen 

sinngemäß angewendet werden. Demnach muss Parteiengehör gewährt und ein Prüfbericht erstellt werden (sofern es 

Anlass zum Handeln gibt). Bei Verdacht auf Betrug oder Förderungsmissbrauch ist die Staatsanwalt zu informieren. 

Weitere Punkte des vorliegenden Initiativantrags betreffen die ärztliche Tätigkeit sowie die Weitergewährung von 

Reiseaufwandsentschädigungen für ÄrztInnen, Stundungen im Rahmen der Bundesabgabenordnung, Zessionsverbote 

im Zusammenhang mit der Abbaubeteiligungsaktiengesellschaft des Bundes und Ansprüche nach dem Epidemiegesetz. 

 

11. COVID-19-Gesetz: Hemmung von Fristen bei WirtschaftstreuhänderInnen, BilanzbuchhalterInnen 

und ZiviltechnikerInnen 

Im Konkreten geht es den antragstellenden Regierungsparteien vor allem um die Hemmung von wichtigen Fristen im 

Zeitraum vom 16. März 2020 bis zumindest 31. Mai 2020 für Wirtschaftstreuhänder, Bilanzbuchhalter und 

Ziviltechniker. Darunter fallen etwa die Ablegung von diversen Prüfungen, Bescheide für Ausbildungsinstitute im Bereich 

Bilanzbuchhaltung, die Neubestellung von GeschäftsführerInnen, die Wiederaufnahme der Berufstätigkeit oder Anträge 

auf Verleihung der Befugnis. Vorgesehen ist zudem die Rückerstattung von Gebühren bei Absage von Prüfungsterminen 

oder die Reduktion der Fortbildungsverpflichtung um 50%. Mit den im 11. COVID-19-Gesetz enthaltenen 

Bestimmungen, die Ende des Jahres wieder außer Kraft treten, soll auch sichergestellt werden, dass die Ressourcen der 

von dieser Novelle betroffenen Kammern in erster Linie zur Bewältigung der Krise eingesetzt werden können.  

 

c) Gesundheitsausschuss  

 

Schaffung von Screening-Programmen und eines Screening-Registers zur Datenverarbeitung 

Zur Umsetzung der "Containment-2.0"-Strategie wird neben der schnellstmöglichen Identifizierung und Absonderung 

von Coronavirus-Erkrankten ein rasches Kontaktpersonenmanagement verfolgt, das im 16. COVID-19-Gesetz Einzug 

gefunden hat. So sollen die Gesundheitsbehörden sowohl in personeller Hinsicht als auch durch technische 

Instrumentarien – in Form von Screening-Programmen – unterstützt werden. Deren Etablierung soll die für die laufende 

Überprüfung der Maßnahmen nötige Datenbasis liefern und sich auf bestimmte Einrichtungen, Berufsgruppen oder 

Regionen beziehen. Verarbeitet werden dürften neben Namen, Geschlecht und Geburtsjahr auch Wohnsitz, 

Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Daten zur epidemiologischen Auswertung sowie das Virus-Testergebnis. 

Mittels einer Proben-ID bzw. eindeutiger Personenzuordnung sollen die Informationen in einem Screening-Register 

erfasst werden. Im Fall eines positiven Untersuchungsergebnisses könnte die Bezirksverwaltungsbehörde auf 

elektronischem Wege direkt darüber informiert werden. Die Teilnahme an einem solchen Screening-Programm soll laut 

Antrag freiwillig sein und bedürfe einer Einwilligung zur Datenverarbeitung. Die Daten von jenen Personen, die im 
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Zusammenhang mit einem "Ausbruchscluster" stehen, sollen künftig personenbezogen verarbeitet werden können, 

sofern dies zur Abklärung erforderlich ist. Ermöglicht werden soll der Gesundheit Österreich GmbH die Forschung mit 

Daten aus dem Register – allerdings in anonymisierter Form. Eine Übermittlung an Dritte wäre nicht zulässig. Als 

Datum des Außerkrafttretens des Gesetzes ist der 31. Dezember 2021 vorgesehen. 

Zur personellen Unterstützung sollen MitarbeiterInnen der Österreichischen Agentur für Gesundheit und 

Ernährungssicherheit (AGES) außerdem künftig als Sachverständige für die Abklärung von Ausbruchsclustern bestellt 

werden können, damit eine rasche Koordination zwischen den zuständigen Landesbehörden sichergestellt wird. Auch auf 

"andere geeignete Personen", etwa SanitäterInnen, soll zur Maßnahmenunterstützung zurückgegriffen werden können. 

Eine weitere gesetzliche Neuerung betrifft die Abhaltung von Veranstaltungen. Anstelle eines Totalverbots des 

Zusammenströmens von größeren Menschenmengen während der Pandemie soll die Abhaltung an Bedingungen und 

Auflagen geknüpft oder das Zusammenkommen auf bestimmte Personengruppen eingeschränkt werden können. 

Vorgesehen sind ferner Klargstellungen bezüglich der für die zur Testung ermächtigen Labors geltenden 

Qualitätsanforderungen, in Bezug auf die mündliche Erlassung von Bescheiden sowie terminologische Anpassungen. In 

das Apothekengesetz werden die Bestimmungen über die Militärapotheken überführt. 

 

Blutentnahme-Berechtigung für SanitäterInnen 

Mit dem 13. COVID-19-Gesetz bzw. der Änderung des Sanitätergesetzes soll klargestellt werden, dass Blutabnahmen zur 

Bestimmung von SARS-CoV-2-Antikörpern von SanitäterInnen durchgeführt werden dürfen. Um die medizinische 

Versorgung auch noch nach der Krise aufrechtzuerhalten, soll die Berechtigung bis 31. März 2021 bestehen bleiben.  

 

d) Sozialausschuss 

 

6. COVID-19-Gesetz bringt Anpassungen bei Notstandshilfe, Altersteilzeit, Familienbeihilfe 

Weitere Maßnahmen zur Abfederung der sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise sieht ein von den 

Regierungsparteien beantragtes 6. COVID-19-Gesetz (489/A) vor, das zunächst darauf abzielt, Zeiten der COVID-19-

Krise bei der Berechnung der Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldes sowie des Berufs- und Einkommensschutzes außer 

Betracht zu lassen. Dem von den Abgeordneten Norbert Sieber (ÖVP) und Markus Koza (Grüne) vorgelegten Entwurf 

zufolge soll nun die Höhe der für die Monate Mai bis September gebührenden Notstandshilfe auf das Ausmaß des 

Arbeitslosengeldes erhöht werden. Der Anspruch auf Arbeitslosengeld für diesen Zeitraum wiederum soll auf Basis der 

Berechnungsgrundlage errechnet werden, die sonst der Notstandshilfe für diese Monate zugrunde gelegt worden wäre. 

Bei der Ermittlung der Leistungshöhe soll die in diesem Zeitraum gebührende Anzahl an Familienzuschlägen sowie die in 

Betracht kommende Obergrenze für den zum Arbeitslosengeld gebührenden Ergänzungsbeitrag berücksichtigt werden. 

Ebenso soll ein sonst auf die Notstandshilfe anzurechnendes eigenes Einkommen bei der Berechnung des 

Leistungsanspruchs für die Monate Mai bis September 2020 nicht leistungsmindernd wirken. Gleichfalls erstreckt wird 

der Berufs- und Entgeltschutz. Ziel ist es dabei, gerade im März 2020 arbeitslose gewordene Personen vor einer 

Reduktion des Arbeitslosengeldes durch das Abrutschen in die Notstandshilfe zu bewahren. Gleichzeitig werden auch vor 

COVID-19 vorhandene NotstandshilfebezieherInnen durch die Erhöhung der Leistung, die für die Monate Mai bis 

September 2020 gebührt, bessergestellt. 

Was die Altersteilzeit betrifft, konnten nach der bisherigen Formulierung Personen, die während der bestehenden Krise 

gekündigt werden, ihre Altersteilzeit danach entsprechend der ursprünglichen Vereinbarung wiederum fortsetzen. Nicht 

erfasst waren damit aber jene Personen, die während der Krise ihre volle Normalarbeitszeit verrichten – insbesondere 

die Beschäftigten in systemrelevanten Bereichen wie Gesundheits- und Pflegebereich. Diese sollen nun genauso nach 

Ende der Krise wieder in das jeweilige Altersteilzeitmodell zurückkehren können. Für die Blockzeitvariante soll die 

verpflichtende Ersatzkrafteinstellung für den Zeitraum 15. März bis 30. September 2020 ausgesetzt werden. 

Mit dem von ÖVP und Grünen vorgeschlagenen Entwurf sollen zudem auch Nachteile bei der Gewährung der 

Familienbeihilfe kompensiert werden, wenn eine Berufsausbildung (z.B. ein Studium) beeinträchtigt wird, und dadurch 

die Berufsausbildung nicht innerhalb der für den Familienbeihilfenbezug maßgeblichen Dauer oder innerhalb der 

derzeitigen Altersgrenzen absolviert werden kann. Familienbeihilfe soll somit auch für jene Zeiten gewährt werden, in 

denen der Studienbetrieb aufgrund von COVID-19 beeinträchtigt war. Konkret sieht der Antrag eine Verlängerung des 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00489/index.shtml
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Anspruchs auf Familienbeihilfe im Fall einer allgemeinen Berufsausbildung um maximal sechs Monate und im Fall eines 

Studiums um ein Semester bzw. ein Studienjahr vor. 

Der Antrag enthält auch Bestimmungen zugunsten von selbstständig Erwerbstätigen (EPU), die aufgrund der Corona-

Krise ihre Erwerbstätigkeit eingestellt und sich arbeitslos gemeldet haben. Diese Personen werden bei Wiederaufnahme 

ihrer Erwerbstätigkeit nach dem Ende der COVID-19-Maßnahmen in der Pensionsversicherung nach dem GSVG bei 

Unterbrechungen bis 18 Monate durchversichert, sodass im Nachhinein ein Ausschlussgrund für den Bezug von 

Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz zum Tragen kommt. Nun soll für die Zeit der Einschränkung der 

Erwerbstätigkeit infolge der Corona-Krise von Rückforderungen der erhaltenen Leistungen Abstand genommen werden. 

 

Zuschüsse aus dem Härtefallfonds auch für KünstlerInnen 

Durch ein 7. COVID-19-Gesetz (490/A) soll der Berechtigtenkreis für Zuschüsse aus dem Härtefallfonds auf 

KünstlerInnen und Kulturschaffende erweitert werden. Diese Personen befinden sich oftmals in mehreren geringfügigen 

Beschäftigungsverhältnissen und werden weder durch das AMS noch durch andere COVID-19-Maßnahmen 

berücksichtigt, heißt es in der Begründung der von Maria Großbauer (ÖVP) und Eva Blimlinger (Grüne) gemeinsam 

eingebrachten Initiative. 

 

e) Justizausschuss 

 

Gerichte: Möglichkeit der Einvernahme durch Video wird erweitert, auch nicht dringende 

Verhandlungen wieder erlaubt 

Die beiden Regierungsfraktionen ÖVP und Grüne haben einen Antrag (436/A) vorgelegt, wonach die derzeit geltenden 

Einschränkungen in Gerichtsverfahren gelockert werden. Mit einer Novelle zum 1. COVID-19-Maßnahmengesetz soll die 

Möglichkeit der Einvernahme per Videotechnologie auch auf die ZeugInnen, Sachverständigen, DolmetscherInnen, etc. 

im Zivilverfahren ausgeweitet werden. Zudem sind auch Verhandlungen, die nicht dringend geboten sind, wieder 

durchzuführen. 

Damit will man die durch die auch in der Justiz gesetzten Maßnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung von COVID-19 

entstandenen Verzögerungen nicht noch weiter vergrößern. Dieser Rückstau hat sich vor allem bei den Zivilprozessen 

ergeben, da hier zwingend eine mündliche Verhandlung durchzuführen ist. Aktuell darf an den Zivilgerichten nur in 

dringlichsten Fällen - wenn Leben, Sicherheit oder Freiheit in Gefahr sind - verhandelt werden. 

Es sind geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen, sodass die vorgeschriebenen Schutzmaßnahmen eingehalten 

werden können. Da es jedoch an großen Verhandlungsräumen mangelt, soll es bis 31. Dezember 2020 weiterhin die 

Möglichkeit geben, mündliche Verhandlungen per Videokonferenz durchzuführen. Dies unter der Voraussetzung, dass 

die Verfahrensparteien zustimmen und die nötige Ausstattung haben. "Eine Verpflichtung zu deren Anschaffung besteht 

nicht", heißt es in den Erläuterungen. Auch technische Störungen werden den Verfahrensbeteiligten nicht angelastet. 

Außerdem wird es möglich sein, die Zahl der Personen im Verhandlungsraum auch durch Zuschaltungen aus anderen 

Räumen im selben Gerichtsgebäude zu minimieren. 

Mit dem vorliegenden Gesetzesantrag wird zudem die Möglichkeit, Unterhaltsvorschüsse auch dann zu gewähren, wenn 

zuvor kein entsprechender Exekutionsantrag des Kindes bei Gericht gestellt wurde, bis Ende Juni verlängert. 

Im Vereinsrecht wird die Frist für Mitgliederversammlungen erstreckt: Große Vereine können ihre 

Mitgliederversammlungen, welche üblicherweise alle fünf Jahre anzusetzen sind, bis Ende 2021 verschieben. Es sei 

derzeit nicht abzusehen, wann eine Versammlung mit über 50 einzuladenden TeilnehmerInnen in gewohnter Form 

durchgeführt werden kann, heißt es dazu in den Erläuterungen. 

Was die Zivilrechts-MediatorInnen betrifft, so haben sich diese innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren im Ausmaß 

von 50 Stunden nachweislich weiterzubilden. Da jedoch derzeit kein ausreichendes Fortbildungsangebot zur Verfügung 

steht, soll auch diese Frist zumindest um ein Jahr bis Ende 2021 verlängert werden, wenn sie 2020 ablaufen würde. 

 

Selbstablesung bei Heizkostenverteilern 

Das von den Regierungsparteien vorgeschlagene 15. COVID-19-Gesetz (438/A) ist der Verbrauchserfassung von 

Heizkosten gewidmet. Das Heizkostenabrechnungsgesetz soll adaptiert werden, damit die Ablesung von 

Heizkostenverteilern, sogenannten "Verdunstern", anstatt durch Ablesefirmen kurzfristig auch im Wege einer 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00490/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00436/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00438/index.shtml
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Selbstablesung durch den Wärmeabnehmer erfolgen kann. Sofern die Erfassung der Verbrauchsanteile nicht möglich ist, 

soll befristet auch ein höherer Anteil als 25% an der beheizbaren Nutzfläche hochgerechnet werden können. Die 

Regelung soll Ende des Jahres wieder außer Kraft treten.  

 

Kunst, Kultur, Sport: Regierungsparteien wollen VeranstalterInnen bei Absagen absichern 

Mit einem gemeinsamen Entschließungsantrag (488/A(E)) wollen ÖVP und Grüne auf die Flut von Absagen von Kunst-, 

Kultur- und Sportereignissen reagieren. VeranstalterInnen und BetreiberInnen würden nun durch 

Rückzahlungsforderung in ihrem wirtschaftlichen Bestand gefährdet werden, warnen Maria Großbauer (ÖVP) und Eva 

Blimlinger (Grüne) und fordern nun die Bundesregierung auf, weitere Maßnahmen für VeranstalterInnen zur 

Abfederung von wirtschaftlichen Härtefällen als Folge von gehäuften Rückzahlungspflichten nach Absagen zu prüfen. 

Zu Veranstaltungen siehe auch Newsletter Punkt 7 auf S. 11. 

 

f) Innenausschuss 

 

Das 7. COVID-19-Gesetz (443/A) sieht aufgrund der derzeitigen Beschränkungen der Bewegungsfreiheit Adaptierungen 

im BFA-Verfahrensgesetz sowie im Asylgesetz vor. So sollen unbegleitete minderjährige AsylwerberInnen künftig nicht 

nur mehr in eine Erstaufnahmestelle, sondern auch in eine Regionaldirektion verbracht werden können. Die 

Zuständigkeit von RechtsberaterInnen soll das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl im Sinne größtmöglicher 

Flexibilität für die Dauer der COVID-Maßnahmen auch für Regionaldirektionen und Außenstellen festlegen können. 

Anträge auf Verlängerung des Aufenthaltstitels "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" sollen bis Ende 2020 

postalisch oder auf elektronischem Wege bei der Behörde eingebracht werden können. 

 

3. Schutzmasken/Schutzausrüstung – Städtebund fordert Einbezug von Städten 

und Gemeinden in die Beschaffung des Bundes  

 

Immer wieder erreichten den Österreichischen Städtebund Anfragen von einzelnen Gemeinden, wie und wo sie 

Schutzausrüstung besorgen können. Beiliegend finden Sie nun ein Schreiben unseres Präsidenten an den Bundeskanzler, 

das gleichlautend auch an den Vizekanzler, Bundesminister Anschober und Bundesminister Faßmann (siehe Beilage1) 

ergangen ist, sowie zur Information auch an die Verbindungsstelle der Bundesländer.  In diesem Schreiben wurde 

gefordert, dass die Städte und Gemeinden in die Beschaffungsvorgänge des Bundes miteinzubeziehen und 

mitzuversorgen sind.  

 

Zur Zeit der Erstellung dieses Newsletters hat das Bildungsministerium den Österreichischen Städtebund darüber 

informiert, dass für den Bildungsbereich ausreichend Masken vorhanden und für die Schulerhalter über die jeweilige 

Bildungsdirektion zu beziehen seien. Sollte dies in Einzelfällen nicht funktionieren, können Sie dich direkt ans 

Ministerium bzw. an den Städtebund wenden. 

Es wurde seitens des Bildungsministeriums zugesichert, dass Städte und Gemeinden bei der Beschaffung berücksichtigt 

werden und auch klargestellt, dass alle notwendigen Informationen über die Bildungsdirektionen weitergegeben werden 

müssen. 

 

4. Etappenplan zur Schulöffnung und Hygienehandbuch 

 

In der heutigen Pressekonferenz von Bildungsminister Heinz Faßmann wurden sowohl der Etappenplan zur 

Wiederöffnung der Schulen sowie ein Hygienehandbuch vorgestellt.  

Die Schulen werden nicht für alle gleichzeitig geöffnet.  

 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00488/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXVII/A/A_00443/index.shtml
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Die 1. Etappe beginnt am 4. Mai mit der Rückkehr jener SchülerInnen, die heuer ihre Matura oder ihre  

(Lehr-)Abschlussklasse ablegen wollen. Ab 4. Mai kehren zudem auch die Abschlussklassen der berufsbildenden 

mittleren Schulen – Handelsschulen, dreijährige technische Schulen u.a.m. – zurück.  

Auch die Lehrlinge im letzten Berufsschuljahr haben ab dann wieder Präsenzunterricht und schließen ihre Ausbildung 

sukzessive ab. Rund 100.000 SchülerInnen können damit ihre Abschlüsse machen und die Schule verlassen. 

 

Die 2. Etappe ist für den 18. Mai geplant und wird nach Rücksprache mit dem Krisenstab und der Regierungsspitze 

endgültig. Der Fokus der Etappe 2 liegt auf der Rückkehr schulpflichtiger Schülerinnen und Schüler. Das umfasst alle 

Klassen der Volksschulen, der NMS, der AHS Unterstufe und der Sonderschulen sowie alle Deutschförderklassen. 

 

In der 3. Etappe sollen am 3. Juni dann unter der Voraussetzung, dass sich die Infektionszahlen gleichbleibend 

entwickeln oder sogar weiter abfallen, alle Schülerinnen und Schüler der weiteren Schulstufen in den Schulbetrieb 

zurückkehren können und den regulären Unterricht wiederaufnehmen. Das betrifft alle weiteren Klassen der 

Sekundarstufe II und alle Klassen der Polytechnischen Schulen.   

 

Bei dieser schrittweisen Öffnung gelten folgende Prinzipien: Verdünnung (u.a. Schichtbetrieb, 

Gruppenteilung), flexible Lehrpläne, Leistungsbeurteilung mit Augenmaß und Hygiene 

 

Das Hygienehandbuch regelt dabei die hygienischen Voraussetzungen bzw. Verhaltensweisen im Schulbetrieb: 

 

- Maskenpflicht für SchülerInnen am Weg in die Schule  

- Maskenpflicht für SchülerInnen am Weg von der Schule nach Hause   

- Partielle Maskenpflicht in den Schulen  

 

• Während der Pausen besteht für SchülerInnen eine Maskenpflicht. Während des Unterrichts haben 

SchülerInnen keine Maske zu tragen.   

• LehrerInnen und MitarbeiterInnen an Schulstandorten können eine Maske tragen, wenn sie das 

wollen. Sofern sie eine Maske tragen wollen können sie eine eigene verwenden oder es wird ihnen eine zur 

Verfügung gestellt.   

• Zu Einhaltung der Vorgaben für Masken werden seitens des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und 

Forschung in Abstimmung mit den Bildungsdirektionen und Ländern Bestände an verfügbaren Masken 

angelegt. Diese können im Bedarfsfall abgerufen werden.   

• Für bestimmte schulische Übungen und Arbeiten (z.B. in Laboren, Werkräumen) wird eine 

Maskenpflicht erlassen.    

• Genaue Richtlinien für Hygiene während Prüfungen werden ebenfalls vorgeschrieben.  

• Verdichtete Reinigungsintervalle und Desinfektion an den Schulstandorten.   

• Genaue Vorgaben für Abstände, die im Rahmen des Unterrichts in Klassen bzw. beim Aufenthalt in 

Schulgebäuden einzuhalten sind. 

 

Beilage2: Etappenplan zur Wiedereröffnung der Schulen 

Beilage3: Hygienehandbuch des BMBWF 

 

5. Mehr als sechsmal so viele Kinder in schulischer Betreuung als vor Ostern 

 

Es findet derzeit kein regulärer Unterricht statt, aber die Schulen sind weiterhin geöffnet. Es können alle Schülerinnen 

und Schüler der Volksschulen, der AHS-Unterstufe, der Neuen Mittelschulen und der Sonderschulen die Betreuung am 

jeweiligen Schulstandort in Anspruch nehmen. Dies gilt auch für Kindergärten. „Jeden Tag kommen mehr Kinder in die 

Betreuung. Klar ist: Kein Kind darf zurückgewiesen werden und es ist auch keine Extrabescheinigung erforderlich“, so 

Bildungsminister Heinz Faßmann.  
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„Wir haben von Beginn an betont, dass die Betreuung der Kinder nicht durch Großeltern oder andere Personen, die 

aufgrund einer Vorerkrankung gefährdet sind, erfolgen soll. Deshalb haben wir auch die Möglichkeit der Betreuung an 

den Schulstandorten und in den Kindergärten geschaffen. Von Beginn an galt, dass das Angebot der Betreuung 

unabhängig vom beruflichen Hintergrund der Eltern und Erziehungsberechtigten in Anspruch genommen werden kann“, 

so Faßmann weiter.  

Aktuell sind über 13.000 SchülerInnen in den Schulen anwesend, das entspricht 1,9 Prozent der Gesamtschülerzahl der 

Primarstufe und Sekundarstufen I. Die SchülerInnen wurden in insgesamt 4.379 Gruppen unterrichtet. Zum Vergleich: 

Vor Ostern waren rund 0,3 Prozent der SchülerInnen anwesend. 

 

6. Experte: Punktuelle Schulschließungen auch künftig nötig 

 

Damit die Wiederöffnung der Schulen und Kindergärten nicht zu einem Treiber der Coronavirus-Infektionszahlen wird, 

sollte man dort laut Simulationsexperten Niki Popper von der Technischen Universität (TU) Wien nicht nur für 

möglichst kleine Gruppen auf möglichst viel Raum sorgen. Bei Auftreten positiv getesteter Fälle müsse man auch lokal 

schnell reagieren und Schulen auf Zeit sperren können. 

In den Berechnungen sehe man auch, dass positiv getestete Fälle möglichst schnell und konsequent aus dem System 

geholt werden müssen. "Es ist wichtig, dass man jetzt schon einen Modus mitdenkt, wie man dann einen Teil einer 

Schule oder eine Schule lokal für ein, zwei Wochen zumacht. Das muss man jetzt schon mitdenken, damit die Menschen 

wissen: Deswegen bricht jetzt nicht die Welt zusammen." Der Schaden sei in diesem Fall viel überschaubarer, als wenn 

alle Schulen zugemacht würden. Die Berechnungen zeigten aber, dass das sehr effektiv sei. "Man kann wahrscheinlich 

viel hochfahren, wenn man beim Auftreten von Infektionsclustern lokal schnell und schlau reagiert. Dann können wir 

sehr viel an negativen Ausbreitungseffekten abfangen." 

Eine spezielle Herausforderung seien sicher die Kindergärten. "Dort ist es völlig illusorisch, Abstand zu halten. 

Wenn ein Kind in einer Gruppe das Coronavirus hat, muss ich in der Simulation davon ausgehen, dass es die anderen 

fünf bis zehn ebenfalls haben." Deshalb plädiert das Team um Popper auch hier für möglichst kleine Gruppen. Zusätzlich 

sollte man überlegen, die Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen möglichst regelmäßig zu testen. "Da kann ich 

relativ schnell sehen, wenn wo etwas passiert." 

 

7. Kindergarten - Gesundheitsministerium soll Plätze sicherstellen 

 

Das Gesundheitsministerium solle sicherstellen, dass jedes Kind während der Coronakrise einen Platz bekommt. Das 

kündigte Frauenministerin Susanne Raab in einer Pressekonferenz am Donnerstag an. Dies sei in der aktuellen Situation 

absolut notwendig. BM Raab verwies allerdings darauf, dass die Regelungen für Kindergärten weiterhin Ländersache 

seien und für den Bund nicht leicht zu regeln. Konkretere Informationen zu dem Vorhaben lagen vorerst nicht vor. Aus 

dem Gesundheitsministerium war auf APA-Anfrage vorerst keine Stellungnahme zu erhalten. 

 

Bundesminister Heinz Faßmann ersuchte im Rahmen der heutigen Pressekonferenz (24.4.) alle Kindergartenbetreiber, 

allen 300.000 Unter-Sechsjährigen Betreuung anzubieten, sofern diese gebraucht wird. Der berufliche Hintergrund der 

Eltern soll dabei kein Kriterium sein. Bevor es in den Familien aus persönlichen oder beruflichen Gründen zu 

Überforderung kommt und die Kinder davon betroffen sind, soll diesen der Besuch der Einrichtung ermöglicht werden. 

Ab dem 18. Mai sollten aus Sicht des Bildungsministeriums außerdem speziell Kinder im letzten Kindergartenjahr vor 

dem Schuleintritt und jene Drei- bis Vierjährigen Kinder in den Kindergarten kommen, die Sprachförderbedarf haben. 
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8. Familienhärtefonds wird ausgeweitet 

 

Wie die Klubobleute der Koalitionsparteien August Wöginger und Sigrid Maurer gegenüber der APA erklärten, wird der 

Familienhärtefonds auf 60 Mio. Euro verdoppelt. Zusätzlich will man ein finanzielles Abrutschen von 

Arbeitslosen in die Notstandshilfe verhindern. 

Durch die Ausweitung sollen vom Fonds auch jene Familien erfasst werden, die schon vor Corona von Arbeitslosigkeit 

betroffen waren. Die Unterstützung wird für drei Monate gewährt. Pro Kind und Monat wird es 50 Euro geben, 

insgesamt sind es also 150 Euro. Die Gesamtsumme beträgt circa 20 Mio. Euro. Auch für Menschen, die 

Mindestsicherung beziehen, soll es die 150 Euro geben. Hier bedarf es aber einer Einigung mit den Ländern, damit dieses 

Geld nicht gleich wieder von der Sozialhilfe abgezogen wird. Vorgesehen sind hier 10 Mio. Euro. Beides will man im 

Nationalrat per Abänderungsantrag zum Familienlastenausgleichsfondsgesetz auf den Weg bringen. 

Eine weitere Maßnahme, die im Sozialausschuss per Initiativantrag Richtung Plenum geschickt wurde, betrifft die 

Arbeitslosen selbst. Hier sollen 80 Mio. Euro zur Verfügung gestellt werden, um befristet bis Ende September die 

Verluste jener auszugleichen, die nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes nur noch die schlechter dotierte Notstandshilfe 

erhalten. (Vgl. Punkt 1. auf S. 5 betreffend Bericht aus dem Sozialausschuss des Nationalrates) 

 

9. Wifo: Wirtschaft bricht heuer um 5,25 bis 7,5% ein 

 

Die Coronavirus-Pandemie bringt Österreich einen historischen Einbruch der Wirtschaft, ein ebenso historisch hohes 

Budgetdefizit und auch historisch hohe Arbeitslosenzahlen. Das Wirtschaftsforschungsinstitut (Wifo) prognostiziert für 

heuer einen Einbruch der Wirtschaft von 5,25 Prozent bis 7,5 Prozent. Das Budgetdefizit wird sich demnach auf 7,5 bis 10 

Prozent belaufen. 

Die Arbeitslosenquote soll auf 8,75 bis 9,1 Prozent steigen. Die Zahl der Beschäftigten geht 2020 um 1,75 bis 2,5 Prozent 

zurück, so Wifo-Leiter Christoph Badelt und -Prognosechef Josef Baumgartner am Donnerstag im Zuge der neuesten 

Langfristprognose ihres Instituts. Die höheren Einbrüche beschreiben jeweils ein besonders pessimistisches Szenario mit 

einem besonders starken Rückgang der internationalen Konjunktur. 

Für am wahrscheinlichsten hält das Wifo einen BIP-Rückgang von mehr als 5 Prozent. Damit würde der Einbruch wegen 

der Finanz- und Wirtschaftskrise von 2009 (minus 3,8 Prozent) deutlich übertroffen werden. Das bis jetzt höchste 

Budgetdefizit in den bisherigen Aufzeichnungen seit 1954 hatte es im Jahr des EU-Beitritts Österreichs 1995 gegeben. 

Damals betrug es 6,1 Prozent. 

 

10. Euro-Bonds, Corona und „Kriegsfinanzierung“  

  

Nowotny, E. (2020). Euro-Bonds, Corona und „Kriegsfinanzierung“. Wien. ÖGfE Policy Brief, 09’2020 

 

Noch wird die Corona-Krise, die schwerste ökonomisch-soziale Krise seit Ende des Zweiten Weltkrieges, nicht von allen 

als gemeinsame Herausforderung für solidarisches europäisches Handeln wahrgenommen. Eine rasche und positive 

Bewältigung dieser Herausforderung wird jedoch die Zukunft der europäischen Integration entscheidend beeinflussen.  

 

Univ.Prof. DDr. Ewald Nowotny, der Autor des aktuellen „Policy Brief“,  diskutiert die Vorschläge zur Finanzierung der 

durch die Corona-Krise verursachten Kosten, analysiert deren Umsetzungsmodalitäten und formuliert kurz- und 

langfristige Handlungsempfehlungen. 

Den Policy Brief 09‘2020 der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik finden Sie in der Beilage4. 
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11. Zulässigkeit der Abhaltung von Gemeinderatssitzungen – Information des 

BKA 
Anfrage des Österreichischen Gemeindebundes an das BKA 

 

 Kurz zusammengefasst geht der BKA VD davon aus, dass  

- Gemeinderatssitzungen zulässig sind; 

- Gemeinderatssitzungen unter Beteiligung der Bevölkerung (Öffentlichkeit) abgehalten werden dürfen, jedoch die 

Frage, wie der Bürger in das Gemeindeamt kommt (Betretungsverbot öffentlicher Orte) auch vom BKA VD 

nicht beantwortet werden kann, da für die Auslegung der Verordnung das Gesundheitsministerium zuständig 

ist; 

- die Behandlung des Gemeindevoranschlages oder der Gemeinderechnungsabschlusses - aufgrund des 

zwingenden Gebotes der Öffentlichkeit - im Umlaufweg von Verfassung wegen ausgeschlossen ist, nicht 

aber ihre Behandlung in Sitzung des Gemeinderates in einer Videokonferenz. 

 

 Nachstehend die Antwort des BKA Verfassungsdienstes: 

 

Dürfen Gemeinderatssitzungen im Gemeindeamt abgehalten werden? 

Die Abhaltung von Gemeinderatssitzungen (Beratung und Beschlussfassung durch den Gemeinderat) ist Teil der 

Hoheitsverwaltung („Vollziehung der Gesetze“), woraus sich ergibt, dass die Bundesgesetzgebung diese nicht regeln oder 

beschränken darf (vgl. VfSlg. 19.988/2015 mwH). Sowohl das COVID-19-Maßnahmengesetz, BGBl. I Nr. 12/2020, als 

auch die auf Grund desselben erlassenen Verordnungen sind – verfassungskonform bzw. gesetzeskonform – in diesem 

Sinn zu interpretieren. Dies gilt unabhängig davon, ob dieses Verständnis auch den Durchführungserlässen zum COVID-

19-Maßnahmengesetz zugrunde liegt oder in diesen explizit zum Ausdruck gebracht wird, und gälte selbst dann, wenn 

diesen Durchführungserlässen ein davon abweichendes Verständnis zugrunde läge. 

 

Dürfen Gemeinderatssitzungen im Gemeindeamt unter Beteiligung der Bevölkerung abgehalten werden 

(öffentliche Sitzungen)?  

Ja. Das bedeutet jedoch nur, dass sowohl das COVID-19-Maßnahmengesetz, BGBl. I Nr. 12/2020, als auch die auf Grund 

desselben erlassenen Verordnungen keine Grundlage dafür bieten, die Öffentlichkeit von den Sitzungen des 

Gemeinderates auszuschließen. Ob die interessierte Öffentlichkeit auf Grund der geltenden „Ausgangsbeschränkungen“ 

überhaupt legal zum Ort der Sitzung des Gemeinderates gelangen kann, ist dagegen eine ganz andere – 

epidemierechtliche – Frage. Die Beantwortung dieser Frage mündet letztlich in eine Auslegung der Verordnung des 

Bundesministers für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz gemäß § 2 Z 1 des COVID-19-

Maßnahmengesetzes, BGBl. II Nr. 98/2020, bzw. in die Beurteilung, was nach dieser Verordnung verboten bzw. nicht 

verboten ist. 

 

Weiters stellt sich die Frage, ob und inwieweit Abs. 3 (etwa Umlaufbeschlüsse, die zwangläufig ohne 

Öffentlichkeit erfolgen) den Abs. 4 (Öffentlichkeitsprinzip) außer Kraft setzt. 

Das Verhältnis zwischen Art. 117 Abs. 3 und Abs. 4 B-VG (ersterer in der Fassung des 4. COVID-19-Gesetz, BGBl. I Nr. 

16/2020) ist nicht völlig klar. Es sprechen jedoch die besseren Gründe für die Annahme, dass das Gebot der öffentlichen 

Behandlung des Gemeindevoranschlages oder der Gemeinderechnungsabschlusses des Art. 117 Abs. 4 B-VG durch das 4. 

COVID-19-Gesetz nicht berührt worden ist. Eine Behandlung des Gemeindevoranschlages oder der 

Gemeinderechnungsabschlusses im Umlaufweg ist also von Verfassung wegen ausgeschlossen, nicht aber ihre 

Behandlung in Sitzung des Gemeinderates in einer Videokonferenz (sofern die Gemeindeordnung des jeweiligen Landes 

dazu ermächtigt). 
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12. Gutscheinlösung für abgesagte Veranstaltungen steht 

 

Die von etlichen VeranstalterInnen in den vergangenen Wochen aufgrund der unzähligen coronabedingten Absagen im 

Kultur- und Sportbereich geforderte Gutscheinlösung für gekaufte Tickets wird kommen. Die Regierung habe sich auf 

eine entsprechende Lösung geeinigt, sagte Grünen-Kultursprecherin Eva Blimlinger gegenüber der APA. Ein Beschluss 

im Parlament soll am Dienstag folgen. "Es wird für Kunst-, Kultur- und Sportereignisse sowie Kunst- und 

Kultureinrichtungen diese Lösung geben", so Blimlinger. Konkret ist vorgesehen, dass für Tickets bis zu einem Wert von 

70 Euro ein Gutschein ausgestellt wird. Für teurere Karten kann man sich bis zu 180 Euro auszahlen lassen. Ein etwaiger 

Betrag, der den addierten Gesamtwert von 250 Euro übersteigt, wird wiederum in einen Gutschein umgewandelt. Gültig 

sind diese bis Ende 2022. Wurden die Gutscheine bis dahin nicht konsumiert, hat man Anspruch auf eine 

Rückerstattung. 

 

Am heutigen Freitag wird das Thema im Budgetausschuss behandelt, der Beschluss dazu soll dann am Dienstag folgen. 

Gültig ist die verpflichtende Regelung für alle im Zusammenhang mit der Coronapandemie stehenden Absagen seit Mitte 

März. Ausgenommen davon sind allerdings VeranstalterInnen, die im Eigentum des Bundes, der Länder und Gemeinden 

sind. Eine weitere Sonderregelung betrifft Abonnements, etwa für Fußballspiele. Diese kann man sich ausbezahlen oder 

aber den Betrag für ein Folgeabo gutschreiben lassen. 

Sehr kritisch sieht eine verpflichtende Gutscheinlösung der Verein für Konsumenteninformation (VKI). In einer 

Aussendung verwies man auf die "massive Einschränkung" von Konsumentenrechten, die damit einhergehe. Solche 

Lösungen seien nicht nur verfassungsrechtlich fraglich. "Eine Gutscheinlösung muss in der auch für VerbraucherInnen 

schwierigen wirtschaftlichen Situation freiwillig bleiben", so der VKI. "Die Annahme eines Gutscheines könnte außerdem 

nur dann empfohlen werden, wenn er insolvenzabgesichert wäre. Andere Lösungen sind inakzeptabel." 
(Vgl auch Bericht aus dem Justizausschuss des Nationalrates, Newsletter Punkt 1. S. 7) 

 

13. Bayrisches Innenministerium zu grenzüberschreitenden BerufspendlerInnen  

 

Als Folge der vom Bund angeordneten und verantworteten Grenzkontrollen zu Österreich ist auch der Grenzübergang 

Melleck/Steinpass nur unter ganz engen Voraussetzungen passierbar. Damit ist das sog. „Kleine deutsche Eck“, das die 

kürzeste Landverbindung zwischen der Landeshauptstadt Salzburg und dem salzburgischen Pinzgau bildet, aber über 

deutsches Hoheitsgebiet führt, grundsätzlich geschlossen. Dies hatte für die weit überwiegende Mehrzahl der täglich auf 

dieser Strecke von und nach Salzburg fahrenden Berufspendler zur Folge, dass sie einen ca. eineinhalb Stunden längeren 

innerösterreichischen Umweg in Kauf nehmen mussten – einfache Strecke wohlgemerkt. 

Nach einem klärenden Gespräch mit Bundesinnenminister Horst Seehofer und mehreren Abstimmungsgesprächen des 

Landespolizeipräsidenten mit dem zuständigen beamteten Staatssekretär im Bundesinnenministerium in Berlin ist es 

nun gelungen, mit der Bundespolizei eine wesentlich bürgerInnenfreundlichere Lösung zu verfolgen. Im Kern privilegiert 

diese nunmehr alle Sparten berufspendelnder Personen und nicht nur, wie bisher, sog. „Schlüsselarbeitskräfte“ in 

Betrieben der kritischen Infrastruktur. Analog zum Verfahren an anderen bayerisch-österreichischen Grenzübergängen 

müssen PendlerInnen eine Bescheinigung des Arbeitgebers mitführen. Der Kontrollvorgang kann durch eine gut sichtbar 

auf dem Armaturenbrett abgelegte PendlerInnenbescheinigung beschleunigt werden. 

Sehr erfreulich ist auch, dass nun die von Salzburg über Bad Reichenhall nach Zell am See und zurück verkehrende 

Regionalbuslinie den Betrieb wiederaufnehmen konnte. 

 

Tracing-Apps sollen grenzüberschreitend funktionieren 

Sog. „Tracing-Apps“ als europäische Lösung und damit auch in den grenznachbarlichen Regionen etwa zu Österreich 

auch grenzüberschreitend einsetzbar konzipiert werden und den strengen EU-Datenschutzstandards genügen. Wann die 

App in den Echtbetrieb gehen wird, steht noch nicht genau fest. Angepeilt ist nunmehr Ende Mai/Anfang Juni. 
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14. Informationsblatt des Bayrischen Städtetages zu geltenden 

Arbeitsschutzstandards 

 

Auch Kommunale Arbeitgeber werden im Nachbarland Bayern zur Sicherung des Infektionsschutzes zu technischen, 

organisatorischen und personenbezogenen Maßnahmen aufgefordert.  

Darin ist ausgeführt, dass die Verantwortung für die Umsetzung notwendiger Infektionsschutzmaßnahmen der jeweilige 

Arbeitgeber entsprechend dem Ergebnis der arbeitsschutzrechtlichen Gefährdungsbeurteilung trägt. 

Zu den Maßnahmen gehört u.a.: 

 

- eine Arbeitsplatzgestaltung, die die Wahrung eines Mindestabstandes einhält,  

- Büroarbeit ist nach Möglichkeit im Homeoffice auszuführen,  

- Es sind Vorkehrungen zur Handhygiene und  

- zum regelmäßigen Lüften zu treffen.  

- Dienstreisen und Besprechungen sollten auf das absolute Minimum reduziert und möglichst „virtuell“ durchgeführt 

werden.  

- Arbeitszeiten und Pausen sind möglichst kontaktreduzierend zu gestalten.  

 

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Beilage5. und können hieraus auch Informationen für österreichische Städte und 

Gemeinden entnommen werden. 

 

15. Hochzeitssaison droht Aufschub 

 

Im Mai nimmt die Hochzeitssaison an Fahrt auf, bevor sie sich im Oktober wieder zur Ruhe begibt. Dieses Jahr dürfte 

aufgrund des Coronavirus und der damit einhergehenden Beschränkungen die Saison nach hinten verlegt oder gar auf 

das nächste Jahr verschoben werden. Viele Brautpaare haben bereits einen späteren Termin arrangiert, andere ziehen 

ihren besonderen Tag in einem kleinen Rahmen durch. 

 

Auf Standesämtern sind Hochzeiten aufgrund einer Verordnung des Gesundheitsministeriums seit 14. April lediglich im 

"engen" familiären Kreis erlaubt. Davor war nur der "engste" familiäre Kreis zugelassen. Ob und wie sich die 

Teilnehmerbeschränkung bis Sommer noch verändern wird, ist schwer zu prognostizieren, sorgt jedoch bei vielen 

Brautpaaren für Verunsicherung. "Hoffentlich erfahren wir bald, wie die Beschränkung im Sommer aussehen soll. 

Derzeit gibt es viele Dinge, die noch nicht eindeutig fixiert sind – etwa ob bei der Auslegung des engen Familienkreises 

zwischen einer Hochzeit im Freien und in einem Gebäude unterschieden werden kann", sagte Astrid Semmelmeyer, 

Landesleiterin der Standesbeamten Niederösterreich, im Gespräch mit der APA. 

 

Derzeit sind bei Trauungen auf dem Standesamt in Ybbs lediglich fünf Personen zugelassen: Das Hochzeitspaar, die 

Trauzeugen und ein Standesbeamter. Die Trauzeugen tragen Mundschutz, auf Händeschütteln oder Umarmungen wird 

verzichtet. Desinfektionsmittel steht bereit, Kugelschreiber müssen nicht geteilt werden, schließlich bekommt jede 

Person ihren eigenen, schilderte Semmelmeyer. Von Gemeinde zu Gemeinde variiert die höchstzulässige Personenanzahl 

etwas. Das hat damit zu tun, dass jeweils das Hausrecht des Standesamts gilt und der Bürgermeister bzw. die 

Bürgermeisterin eine Entscheidung zu fällen hat. 

 

16. Sonderzüge für BetreuerInnen aus Rumänien auf Schiene 

 

Rund 33.000 Personen sind österreichweit auf Ganztags-Betreuung angewiesen, viele Betreuerinnen stammen aus 

Rumänien und haben durch die derzeit bestehenden Restriktionen bei der Reisefreiheit keine Möglichkeit durch 

KollegInnen abgewechselt zu werden. Die ÖBB stehen ab Mai als Mobilitätspartner für die Wirtschaftskammer 
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Österreich zur Verfügung um einen Pendelverkehr von Österreich nach Rumänien und retour für diese wichtige 

Personengruppe einzurichten. 

Die ÖBB werden im Auftrag der Wirtschaftskammer Österreich ab 2. Mai Sonderzüge nach und von Rumänien anbieten. 

Die Fahrgäste werden in Liegewagen untergebracht sein wo der nötige Sicherheitsabstand gut einzuhalten ist. Zielort 

wird in Rumänien Timisoara sein 

 

„Vorerst ist ein Zug pro Woche geplant und es kann auf drei Züge pro Woche aufgestockt werden. Wir sind in ständigem 

Austausch mit den zuständigen Kammern, um den Bedarf zu evaluieren und das Angebot dahingehend und nach den 

vorhandenen Möglichkeiten anzupassen. Ist die entsprechende Nachfrage vorhanden, so ist die Option des Nachtzuges 

durchaus auch als langfristiges Modell für den PendlerInnenverkehr aus den Nachbarstaaten denkbar“, so Magnus 

Brunner, Staatssekretär im Mobilitätsministerium. 

 

17. „Stopp-Corona-App“ – Vorzeigemodell für Europa  

 

Beitrag von Ing. Dr. Christof Tschohl, Research Institute AG & Co KG, Digital Human Rights Center 

 

Bei aller gebotenen Skepsis darf ich die Nutzung der Stopp Corona-App des Österreichischen Roten Kreuzes 

uneingeschränkt empfehlen! Die App des Österreichischen Roten Kreuzes ist das europäische Vorzeigemodel 

(https://fm4.orf.at/stories/3001705/). 

 

Wir haben nach einem 6-Wochen Marathon geschafft, dass die Stopp Corona App des Roten Kreuzes 

(https://participate.roteskreuz.at/faq_stopp_corona_app/ und https://www.roteskreuz.at/site/ueberblick-stopp-corona-app/) nun alle Prüfungen 

zum Datenschutz bestanden hat und der App ein gutes Zeugnis ausgestellt wurde.  

Jedenfalls war und ist die App – zurecht – im Zentrum der Kritik und öffentlichen Aufmerksamkeit (zB 

https://www.diepresse.com/5803841/stopp-corona-gute-noten-von-datenshyschutzern-app-wird-open-source oder https://orf.at//stories/3162881/) 

und ist nun wohl die am intensivsten auf Datenschutz geprüfte App Europas und damit vielleicht der Welt. Auch die 

Open Source Debatte ist endgültig beendet. Am heutigen Freitag, dem 24.04. ging der gesamte Source Code (Frontend 

und Backend) auf GitHub live.  

 

Das Beispiel aus Österreich entwickelt jetzt auch eine positive Dynamik in Europa für eine grundrechtsfreundliche 

Technologiegestaltung als Hilfsinstrument zur besseren Pandemiekontrolle und Rückkehr zur Freiheit der Menschen. 

Das Rote Kreuz und auch wir haben uns hier eindeutig für den dezentralen Ansatz positioniert. Weil wir die erste App in 

Europa haben, die nicht nur tatsächlich läuft (mit derzeit ein paar Hunderttausend NutzerInnen) sondern die erste, die 

das Vertrauen der Menschen erhält, weil die Technologie und die Offenheit das zu rechtfertigen vermag. Wir hoffen, hier 

einen pro-libertate-Beitrag für die europäische Gesellschaft in die Gesellschaft zu bringen, die sich hoffentlich an den 

derzeitigen Zustand der Freiheit nicht gewöhnt! 

Weitere Informationen unter: www.researchinstitute.at  

 

18. Verwaltungsgericht Hamburg kippt Beschränkungen für große Geschäfte 

 

Das Verwaltungsgericht Hamburg hat einem Eilantrag stattgegeben, mit dem die Betreiberin eines Sportwarengeschäfts 

in der Hamburger Innenstadt gegen die Schließung ihres Geschäfts kämpft. Der Hamburger Senat hatte am 20. April 

eine Verordnung erlassen, die es nur Geschäften mit einer Verkaufsfläche von weniger als 800 Quadratmetern erlaubt, 

komplett wieder zu öffnen. Größere Geschäfte, wie das der Klägerin, sollen ihre Fläche auf 800 Quadratmeter begrenzen. 

Laut Verwaltungsgericht sei die Nutzung der Verkaufsfläche im reduzierten Umfang nicht geeignet, dem Zweck des 

Infektionsschutzes zu dienen, heißt es in dem Urteil. Vorgaben zur Eindämmung des Coronavirus ließen sich in 

großflächigen Handelsgeschäften ebenso gut einhalten wie in kleineren Einrichtungen, schreibt das Gericht. Oder sogar 

besser. 

https://fm4.orf.at/stories/3001705/
https://participate.roteskreuz.at/faq_stopp_corona_app/
https://www.roteskreuz.at/site/ueberblick-stopp-corona-app/
https://www.diepresse.com/5803841/stopp-corona-gute-noten-von-datenshyschutzern-app-wird-open-source
https://orf.at/stories/3162881/
http://www.researchinstitute.at/
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Die Stadt Hamburg hatte argumentiert, dass großflächige Geschäfte eine hohe Anziehungskraft auf KundInnen hätten – 

mit der Folge, dass zahlreiche Menschen die Straßen der Innenstadt und den öffentlichen Nahverkehr nutzen würden, 

wenn sie wieder komplett geöffnet seien. Doch dafür liegt nach Auffassung des Verwaltungsgerichts „keine gesicherte 

Tatsachenbasis“ vor. Die Anziehungskraft des Einzelhandels folge nicht aus der Größe der Verkaufsfläche, sondern aus 

der Attraktivität des Warenangebots, urteilte das Gericht. 

Mehr dazu unter: https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/coronakrise-in-hamburg-verwaltungsgericht-kippt-beschraenkung-fuer-grosse-

laeden-a-05ebcba6-fe7a-44b4-a806-c44f9992e26c  

 

19. Wiener Vorlesungen: "Arbeiten im Home-Office – Lernen aus der Krise" 

 

Das Wort „Home-Office“ ist seit der Corona-Krise in aller Munde. Man gewinnt den Eindruck, dass fast alle Tätigkeiten 

von zu Hause aus erledigt werden können. Viele lernen zum ersten Mal „die Arbeit daheim“, andere sind schon geübte 

Telearbeiterinnen und Telearbeiter. Welche Befunde liefert aber die Wissenschaft zu diesem Thema? Seit den Zeiten der 

Telearbeit ist das Home-Office ein gut untersuchtes Forschungsgebiet.  

Diese Wiener Vorlesung soll einen Überblick darüber geben. 

 

Donnerstag, 30. April 2020, 18.00 Uhr 

Übertragung unter: www.wienervorlesungen.at oder auf Facebook unter: Facebook Wiener Vorlesungen  

 

 

  

https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/coronakrise-in-hamburg-verwaltungsgericht-kippt-beschraenkung-fuer-grosse-laeden-a-05ebcba6-fe7a-44b4-a806-c44f9992e26c
https://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/coronakrise-in-hamburg-verwaltungsgericht-kippt-beschraenkung-fuer-grosse-laeden-a-05ebcba6-fe7a-44b4-a806-c44f9992e26c
http://rdir.nl.wien.gv.at/r.html?uid=D.P4.PX.Jp.B8t.A.dee6nhudnTfDqVbXkbW-f_ZgjRQQK7rHEWhvimDZjZvf_v7g8SZGjpOm8y6pufZyqBaa7osPzOYtAJJOupJsXw
http://rdir.nl.wien.gv.at/r.html?uid=D.P4.PX.Jp.B8v.A.kZ_XDKvBp9uUFXc8DP-qvicjoNXZJyfMv6wKcCLR7djfrrp-x0q2xJ0uER0HfS6VpbB8irMlYP8EjFcvOh93-Q


16 

 
 

Grafik: Stadt Wien 

 

Aus den Bundesländern 
 

1. LandesfinanzreferentInnen fordern Verlängerung des Finanzausgleichs 

 

Die FinanzreferentInnen der Bundesländer haben sich vor dem Hintergrund der Corona-Krise in ihrer heutigen Sitzung, 

die als Videokonferenz durchgeführt wurde, auf eine Verlängerung des Finanzausgleichs bis Ende 2023 verständigt. 

Bund und Gemeinden müssen diesem Vorgehen noch zustimmen.  

Die Verhandlungen über den neuen Finanzpakt zwischen den Gebietskörperschaften sollten eigentlich heuer starten. 

Wiens Finanzstadtrat Peter Hanke hatte bereits am Mittwoch im ORF vorgeschlagen, die Laufzeit um zwei Jahre zu 

verlängern. Das würde aus seiner Sicht Sicherheit und Planbarkeit geben. Für Wien rechnet Hanke mit Steuerausfällen in 

dreistelliger Millionenhöhe. Auch Vorarlbergs Landeshauptmann Markus Wallner rechnet mit 100 Mio. Euro weniger 

aus den gemeinsamen Steuern des Bundes. 

 

2. OÖ: 580-Mio.-Euro schweres Covid-19-Gesetz beschlossen 

 

Im oö. Landtag ist am Donnerstag das oö. Covid-19-Gesetz, ein Sammelgesetz, durch das zahlreiche Landesgesetze 

angepasst werden, und das landesspezifische Sonderbestimmungen umfasst, beschlossen worden. Der oö. Landtag tagte 

in einem Ausweichquartier im Ursulinenhof in Linz, damit die Abgeordneten die erforderlichen Abstände einhalten 

konnten. Das oö. Covid-19-Gesetz umfasst ein 580-Mio.-Euro-Paket, das im Land zusätzlich zu den Hilfen des Bundes 

ausgearbeitet wurde. Zur Finanzierung war ein Nachtrag zum 2019 beschlossenen - damals noch eine Schuldenbremse 

enthaltenden - Doppelbudget nötig. In dem Paket enthalten sind ein "OÖ. Härtefallfonds", der Kleinbetriebe mit bis zu 

25.000 Euro unterstützen soll, Maßnahmen in den Bereichen Gesundheit, Wohnen, Soziales, ein Solidaritätsfonds für 

Hilfe in besonderen Lebenslagen, Pakete für Tourismus, Arbeitsmarkt, Start-ups und Digitalisierung. 

 

3. Vorarlberg: Wallner will Regierungsprogramm überdenken 

 

Der Vorarlberger Landeshauptmann Markus Wallner will angesichts der massiven Einnahmeneinbußen der öffentlichen 

Hand in der Coronakrise das Regierungsprogramm überdenken. Dieses ist für ihn nur mehr "eine gute Grundlage für 

neue Gespräche, mehr aber auch nicht". Die Koalition stehe vor ihrer "größten Bewährungsprobe", so Wallner im 

Interview mit den "Vorarlberger Nachrichten" (Donnerstag). 

"Ein drohender Einbruch von 100 Millionen Euro im Landesbudget und weiteren 60 Millionen Euro bei den 

Vorarlberger Gemeinden ist ein Szenario, das durchaus eintreten kann", so Wallner dazu. Aus der Gesundheitskrise 

werde sich eine Wirtschafts- und Finanzkrise entwickeln, "mit der doppelten Wirkung der Finanzkrise von 2008". Wie 

rasch man sich wirtschaftlich erholen werde, sei noch nicht absehbar, "das könnte auch zwei bis drei Jahre dauern." 

 

"Natürlich werden ökologische Fragen weiterhin dazu gehören, aber es wird Verschiebungen geben", meinte Wallner. 

Wir rechnen mit einem Einbruch der Einnahmen und müssen auf die Ausgabenbremse steigen.", sagte Wallner. 

Mehrausgaben werde man in den Bereichen Bevorratung, Zivilschutz, Spitalausstattung und Pflege 

haben. Zudem reichten die zu Zeiten der Hochkonjunktur vorgesehenen Mittel für den Arbeitsmarkt nicht aus. 

Existenzsicherung und Arbeitsmarktentwicklung werden laut Wallner in der Priorität weit nach vorne rücken. 

Wohnbauförderung, Wohnbeihilfe, Familienzuschuss, Mindestsicherung werde man kritisch 

hinterfragen. "Wir werden uns in allen Bereichen zurücknehmen müssen, auch im Bereich der Förderungen", so der 

Landeshauptmann. Im Sport- und Kulturbereich versuche man größtmöglich bei den Zusagen zu bleiben, aber man 

könne wenigen die Diskussion ersparen, dass man zurückgehen müsse. Zudem kündigte Wallner ein "Vorarlberger 

Konjunkturprogramm" an, das Arbeitsplätze sichern und schaffen soll. 
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4. Land Salzburg will kräftig investieren 

 
Die Coronakrise wird das Land Salzburg nach ersten Schätzungen rund 500 Millionen Euro kosten. Diese Ziffer nannte 

Landeshauptmann Wilfried Haslauer am Freitag bei einem Mediengespräch. Die Regierung habe sich daher zur 

Neuverschuldung entschlossen und werde an allen geplanten Vorhaben unverändert festhalten, um in Arbeit und 

Beschäftigung zu investieren. 

 

Mit einer Verdreifachung der Arbeitslosigkeit in nur sechs Wochen habe sich die Lage in Salzburg "dramatisch 

entwickelt". "Wir werden daher das Dogma 'Keine Neuverschuldung' schlicht und einfach aussetzen", so Haslauer, 

"Kaputtsparen wäre jetzt absolut das falsche Signal." Konkret heißt das, dass sämtliche Vorhaben aus dem 

Regierungsprogramm unvermindert vorangetrieben werden, das etliche große Projekte beinhalte. Haslauer nannte unter 

anderem den Masterplan der Landeskliniken, den Bau des neuen Dienstleistungszentrums des Landes beim Salzburger 

Hauptbahnhof, den Bau der Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung, den Ausbau der Salzburger Lokalbahn samt 

unterirdischer Verlängerung oder die Übernahme der Verkehrssparte von der Salzburg AG. 

 

Weiters stellte er für die "ausgebluteten" Gemeinden des Landes einen zweistelligen Millionen-Betrag in Aussicht, 

damit diese geplante Investitionen nicht absagen müssen. "Die Gemeinden sind ganz wichtige Investoren." Bereits in 

Ausarbeitung befindet sich nach Angaben des Landeshauptmannes ein eigenes Investitionsbeschleunigungsgesetz, das 

vielen Projekten rascher auf die Sprünge helfen soll. 
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Maßnahmen und Problemlagen in den Städten und Gemeinden sowie laufende 

Anfragen 
 

1. ANFRAGE: Öffnung von Musikschulen 

 

In den kommunalen Musikschulverbänden in den Bundesländern steigt seitens der Lehrerschaft (und auch tw. der 

Eltern) der Druck auf Wiederaufnahme zumindest des Einzelunterrichts, beginnend mit Mitte Mai 2020, insb. da 

bei bestimmten Instrumenten der Homeoffice Unterricht nicht oder nur schwer möglich ist. 

 

Es stellt sich die Frage, ob unter Einhaltung bestimmter Sicherheitsvorkehrungen – bei Musikschulen handelt es sich um 

keine Pflichtschulen, sondern um „Freizeitbeschäftigung“ – ein Einzelunterreicht möglich erscheint? Wichtig wäre vor 

allem ein Ausgangsgrund für die MusikschülerInnen, um in die Musikschule zu gelangen. 

 

Es wird um Beantwortung der folgenden Fragen ersucht: 

 

- Bitte teilt Eure / Ihre Einschätzung zur derzeit bestehenden Rechtslage mit! 

- Bitte teilt uns mit, ob in Eurer / Ihrer Stadt ebenfalls ein diesbezügliches Problem besteht?  

 

2. Schrittweise Öffnung des Parteienverkehrs in der Wiener Stadtverwaltung mit 

15. Mai 

 

Als am 16.03. die Ausgangsbeschränkungen in Österreich verhängt wurden, zog auch der öffentliche Dienst daraus seine 

Konsequenzen. Die Wiener Stadtverwaltung stellte von einem Tag auf den anderen flächendeckend den Betrieb auf 

Home Office, Telefon- bzw. Online- und Post-KundInnenverkehr um  – nur in absoluten Ausnahmefällen waren 

persönliche Termine am Amt bzw. in dem Dienststellen möglich.  

Nachdem die Bundesregierung am Dienstag dieser Woche angekündigt hat, dass der Öffentliche Dienst mit 15. Mai 

seinen Parteien-/KundInnenverkehr wieder hochfährt, bewegt sich auch dieses Mal Wien und die Wiener 

Stadtverwaltung analog dieser Zeitleiste:  

 

Mit Freitag, dem 15.05., öffnet die Wiener Stadtverwaltung unter Berücksichtigung gewisser Voraussetzungen wieder 

schrittweise den KundInnen/Parteienverkehr.  

Für den KundInnen/Parteienverkehr ist unbedingt folgendes zu beachten: 

 

- Vorhergehende telefonische oder Online-Terminvereinbarung (mit nächster Woche werden die Online-

Terminkalender freigeschalten)  

- Tragen von Mund-Nasen-Schutz (MNS) in allen Stadt Wien Gebäuden 

- Einhalten des Sicherheitsabstands von 1m und Hygienemaßnahmen 

 

Dies ist zum einen der Sicherheit und der Gesundheit der Bevölkerung und zum anderen auch der Sicherheit und 

Gesundheit der MitarbeiterInnen der Stadt Wien geschuldet. 

Wichtig in diesem Zusammenhang ist, dass allen Wienerinnen und Wienern bewusst ist, dass wir nach wie vor 

„eingeschränkt, wenn auch gelockert“ im Corona-Virus-Modus leben.  

Um die Gefahr der Ansteckung mit dem Coronavirus so gering wie möglich zu halten, wird der digitale Betrieb, auf den 

Wien in den letzten Wochen umgestellt hat, weiter forciert. Die schrittweise Öffnung der Wiener Stadtverwaltung hat 

daher auch zur Folge, dass gewisse Rahmenbedingungen bzw. Voraussetzungen notwendig sind, die für einen 

persönlichen Termin am Amt oder in einer Dienststelle/Einrichtung der Stadt Wien zu berücksichtigen sind:  
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- Terminansuchen nur dann, wenn es keine postalische, online- oder telefonische Erledigung  eines Anliegens gibt 

- Weil man zur Identifikation persönlich erscheinen muss 

 

Ausnahmen: Parteienverkehr ab Anfang Mai 

Im Baustellenbereich, wird es aufgrund der angelaufenen Baustellentätigkeit schon Anfang Mai persönliche 

Terminmöglichkeiten anzubieten:  

 

- MA 46 (Verkehrsorganisation und technische Verkehrsangelegenheiten) – ab 04.05. 

- MA 36 (Gewerbetechnik, Feuerpolizei und Veranstaltungen) – ab 04.05.   

- MA 37 (Baupolizei) – hier nur Parteienverkehr, keine Bauverhandlungen, da es dabei zu größeren 

Menschenansammlungen kommen kann – ab 04.05.  

- MA 28 (Straßenverwaltung und Straßenbau) – *so gut wie keinen persönlichen KundInnenverkehr  

- MA 21 (Stadtteilplanung und Flächenwidmung) ab 07.05. Amtsblattankündigung für Planeinsicht von 

Flächenwidmungsplänen 

 

Wiener Stadtverwaltung seit Beginn der Corona-Krise am 16. März 

Die Wiener Stadtverwaltung hat auch während der strengen Ausgangsbeschränkungen bestens funktioniert: Bis jetzt war 

es für Projekte von hoher Dringlichkeit (wie z.B. im Baubereich, bzw. existenzsichernde Dokumente im Bereich der 

Magistratischen Bezirksämter) auch während der strengen Ausgangsbeschränkungen möglich, einzelvereinbarte 

Termine festzulegen, falls die Erledigung nicht online/telefonisch/postalisch erfolgen konnte.  

 

Stadtperformance in Krisenzeiten 

Im Rahmen einer Befragung (Onlinebefragung, 1.025 WienerInnen ab 16 Jahren, Erhebungszeitraum Anfang April 

2020) wurde die Zufriedenheit mit den Leistungen der Stadt Wien im Rahmen der aktuellen Coronapandemie erhoben. 

Der Umgang der Stadt Wien mit der aktuellen Situation wird positiv bewertet.  

43,4% sind hier der Meinung, die Stadt Wien bzw. die Wiener Stadtverwaltung würde „viel besser“ oder „etwas besser“ 

als das restliche Österreich mit der aktuellen Situation und den Maßnahmen umgehen. 41,6% attestieren einen „gleich 

guten Umgang“. 59,8% sind mit der Krisenkommunikation/-information durch die Stadt Wien „sehr oder eher 

zufrieden“. Eher „weniger zufrieden bzw. überhaupt nicht zufrieden“ sind 16,2%.  

Ausreichend informiert fühlen sich 69,1% der Befragten, beinahe ein Drittel aller Befragten vergibt hier den Bestwert „ja, 

auf jeden Fall“.  Die von der Stadt Wien aufbereiteten Informationen in den unterschiedlichen Medienkanälen werden 

von 77,0% als „sehr sinnvoll oder sinnvoll“, von 74,2% als „sehr umfassend oder umfassend“ und von 73,1% als „sehr 

glaubwürdig oder glaubwürdig“ bewertet. „Sehr bzw. eher zufrieden“ mit dem Krisenmanagement der Stadt Wien sind 

66,7%. 79,4% vertrauen zudem darauf, dass Wien die Corona-Krise meistern wird und 50,0% sind der Ansicht, dass 

durch die aktuelle Situation der soziale Zusammenhalt in Wien gestärkt wird.  

 

3. NÖ: Gemeinderäte tagen in Turnsälen und Hallen 

 

Dort, wo normalerweise große Messen veranstaltet werden, tagt am 27. April der St. Pöltner Gemeinderat. Die 

MandatarInnen werden nicht im Rathaus, sondern im VAZ St. Pölten über Gemeinderatsbeschlüsse abstimmen, denn in 

der Halle A könne der nötige Sicherheitsabstand gewährleistet werden, heißt es. „Sowohl die Ausschüsse als auch 

Stadtsenat und Gemeinderat sollen unter Einhaltung strengster gesundheitlicher Sicherheitsvorkehrungen stattfinden“, 

betonte Bürgermeister Matthias Stadler. 

Dazu zählen die nötigen Sicherheitsabstände, Schutzmasken und die Desinfektion von Mobiliar und Händen. Die Tagung 

der Ausschüsse soll zu den gewohnten Zeiten im großen Saal des Rathauses stattfinden, Gemeinderat und Stadtsenat 

sollen hingegen im VAZ ohne ZuschauerInnen abgehalten werden. Die März-Sitzungen waren aufgrund der Maßnahmen 

zur Eindämmung des Coronavirus ausgefallen. 

 



20 
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Grundsätzlich können die Gemeinden in NÖ während der Krise auch gänzlich auf ihre Sitzungen verzichten und per 

Umlaufbeschluss, also schriftlich, abstimmen. Weiters gibt es die Möglichkeit, die Sitzungen per Videokonferenz oder mit 

einer reduzierten Anzahl an MandatarInnen abzuhalten, um den Sicherheitsabstand zu gewährleisten. 

 

Das Ausweichen auf größere Räumlichkeiten wie in St. Pölten hält auch Alfred Riedl, Präsident des österreichischen 

Gemeindebundes, für eine praktikable Variante in Coronavirus-Zeiten, denn man wolle die Öffentlichkeit nicht 

ausschließen. Außerdem gebe es überall Turnsäle oder andere größere Räumlichkeiten, so Riedl. Auch in Grafenwörth 

(Bezirk Tulln), wo Riedl Bürgermeister ist, wird im Mai im „Haus der Musik“ getagt. 

 

Jede Gemeinde könne das Prozedere autonom entscheiden, sagt Rupert Dworak, Präsident des sozialdemokratischen 

Gemeindevertreterverbandes. Videokonferenzen würden aber oft am technischen Equipment scheitern und seien 

unüberschaubar. Auch in Ternitz (Bezirk Neunkirchen), wo Dworak Bürgermeister ist, wird man bei der nächsten 

Sitzung im Juni auf die 400 Quadratmeter große Stadthalle ausweichen. 

 

4. Städtebund Landesgruppe Steiermark nimmt an virtueller Sitzung des 

Landtages teil. 

 

Die Ausschusssitzung des steirischen Landtages am 28. April soll in vollem Umfang durchgeführt werden, um das 

parlamentarische Geschehen wieder einen Schritt weiter in Richtung Normalbetrieb zu bringen.  

Um die Sitzung trotz des bestehenden Homeoffice-Gebotes und der derzeit bestehenden Sicherheitsvorkehrungen in der 

gewohnten Qualität und Effizienz abzuführen, wurde in Absprache mit der Landesregierung festgelegt, dass die 

persönliche Anwesenheit bei der Sitzungen auf das absolut notwendigste Minimum zu reduzieren ist. So wurde 

Übereinkunft darüber erzielt, dass Auskunftspersonen via Videokonferenzschaltung zugeschaltet werden. In der Liste 

dieser Auskunftspersonen (bzw. Institutionen) findet sich erfreulicher Weise auch die Landesgruppe des 

Österreichischen Städtebundes.  

 

5. Grazer Budget fehlen 100 Millionen Euro 

 

Dass sich die Corona-Krise direkt auf das Budget der Stadt Graz auswirken wird, war klar. Die Dimension, die 

Finanzstadtrat Günter Riegler mit dem Finanzdirektor Karl Kamper nun aber hochgerechnet hat, hat es in sich: Im 

wahrscheinlichsten Szenario gehen 80 Millionen Euro an bereits budgetierten Einnahmen verloren, vor allem die 

Kommunalsteuer und die Ertragsanteile aus dem Finanzausgleich brechen ein. Dazu kommen rund 20 Millionen Euro an 

coronabedingten Mehrausgaben. Das geht aus einem Papier hervor, dass am heutigen Donnerstag im Gemeinderat im 

nicht öffentlichen Teil behandelt wird. Die Aussicht trübt die Freude über den positiven Rechnungsabschluss 2019. 

 

Die Stadt Graz muss ein neues Budget für 2020 beschließen 

Die Folge: Die immense Summe macht es laut Paragraf 95 des Statutes der Stadt Graz notwendig, ein neues Budget zu 

beschließen. „Das werden wir voraussichtlich in der Juni-Sitzung tun“, so Finanzstadtrat Riegler, der sich zu den Zahlen 

im Papier aber nicht äußern will. Bis dorthin werde man die weitere Entwicklung analysieren. 

Um die wegfallenden Einnahmen zu kompensieren, plant die Stadt jedenfalls mit einem deutlich höheren 

Kreditvolumen. Statt durchschnittlich 130 Millionen Euro an neuen Krediten geht man heuer von bis zu 250 Millionen 

Euro aus. „Bis zu“, weil man gemeinsam mit dem Städtebund darauf hofft, Teile des Einnahmenausfalls vom Bund 

ersetzt zu bekommen. 
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Die Krise führt zu seinem Auf und Ab bei den Kreditzinsen 

50 Millionen davon sind schon fixiert und kommen von der Europäischen Investitionsbank. Da geht es nur mehr um den 

Zeitpunkt, wann das Geld abgerufen wird – und zu welchen Konditionen. Zuletzt waren die Kreditzinsen für die 

öffentliche Hand extrem günstig, durch die Unsicherheit in der Krise geht es jetzt ein wenig auf und ab. Die restlichen 

Millionen sollen in mehreren Tranchen bis Jahresende „vom Banken- und Kapitalmarkt aufgenommen werden“. 

Damit dürfte coronabedingt der Schuldenstand der Stadt von aktuell 1,3 Milliarden Euro schneller als erwartet steigen. 

Jedenfalls dann, wenn die Politik an geplanten Investitionen festhält: Bis 2024 ist gesamt von 860 Millionen Euro die 

Rede. 

Quelle: Kleine Zeitung vom 23.04. 

 

6. Vorarlberger Spielplätze ab 1. Mai geöffnet 

 

Kinderspielplätze sind in Vorarlberg ab 1. Mai wieder frei zugänglich. Das hat am Donnerstag der Vorstand des 

Vorarlberger Gemeindeverbands in Absprache mit dem Land beschlossen. "Wichtig bleibt aber die Einhaltung eines 

Sicherheitsabstands von mindestens einem Meter", betonte Gemeindeverbands-Vizepräsidentin Andrea Kaufmann. 

 

7. Stadt Wien hilft Fiaker-Pferden in der Corona-Krise 

 

„Die Stadt Wien lässt niemanden im Stich - auch nicht die Wiener Fiakerunternehmen mit ihren Pferden. Die 

Auftragslage bei den Wiener Fiakern ist durch Corona gleich Null. Die Fiaker leiden unter den aktuellen Bedingungen 

enorm und wissen zum Teil schon nicht mehr, wie sie das Futter für ihre Pferde finanzieren sollen. Daher helfen wir 

ihnen nun, sind die Fiaker doch ein wichtiges Wahrzeichen Wiens“, so Bürgermeister Michael Ludwig. 

Mehr dazu unter: https://www.wien.gv.at/presse/2020/04/23/ludwig-ruck-stadt-wien-hilft-fiaker-pferden-in-der-corona-krise  
 
  

https://www.wien.gv.at/presse/2020/04/23/ludwig-ruck-stadt-wien-hilft-fiaker-pferden-in-der-corona-krise
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Bericht aus dem Büro des Österreichischen Städtebundes in Brüssel  
 

1. EU-Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschef am 23 Apr:  

 

siehe auch ÖStB-cov19-newsletter#16,#19 

Hauptthema war der Kampf gegen die Cov-19-Pandemie. Schlüsselbereiche bleiben ein voll funktionsfähiger und 

wiederbelebter Binnenmarkt, eine dynamische Wirtschafts- & Industriepolitik (mit Betonung auf Green Deal, 

Kreislaufwirtschaft & Digitalisierung), die Unterstützung von KMU und ein wirksames Screening der ausländischen 

Direktinvestitionen. Ergebnisse: 

Das von der Eurogruppe am 9 Apr vorgeschlagene Corona-Hilfspaket von 540 Mrd Euro wurde angenommen und steht 

ab 1 Juni bereit. Es enthält eine Kreditlinie für besonders betroffene Mitgliedstaaten (bis zu 240 Mrd Euro aus dem EU-

Rettungsschirm), EIB-Garantiefonds für Unternehmenskredite (200 Mrd Euro) und das Kurzarbeitsprogramm "SURE" 

(100 Mrd Euro). Das Paket soll durch einen recovery-Fonds („Marshallplan“) und Maßnahmen im Rahmen des 

mehrjährigen EU-Haushalts (MFF) ergänzt werden um den Aufschwung voranzutreiben. Auch die Möglichkeit durch den 

EU-Haushalt garantierte Konjunktur-Bonds aufzulegen wurde diskutiert. EU-KOM Präs vd Leyen kündigte an, den 

„recovery-Plan“ samt langfristigem Budget (dotiert mit 2 Billionen Euro) am 6 Mai vorzulegen.  

Schlussfolgerungen: https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/23/conclusions-by-president-charles-michel-following-

the-video-conference-with-members-of-the-european-council-on-23-april-2020/  

Erholungsplan: https://www.consilium.europa.eu/media/43405/20200421-a-roadmap-for-recovery_de.pdf 

 

2. Vereinigtes Königreich/England und Wales/Local Government Association 

(LGA) 

 

Seit mehr als 4 Wochen informiert auch der nationale kommunale Dachverband (LGA) von England und Wales seine 

Mitglieder mit einem täglichen newsletter und wöchentlichen updates von CEO Mark Lloyd. Zusätzlich werden die 

Kommunen (Councils) und die Bevölkerung auch über soziale Medien (@LGAComms; @LGANews) regelmäßig 

informiert. Aus den täglichen newsletters wird ein Gesamtüberblick der Situation in England und Wales erstellt. Dieser 

dient als Tischvorlage für das wöchentliche Gespräch von CEO Lloyd mit Rt Hon Robert Jenrik (Secretary of State for 

Local Government). 

Themen zB: fehlende und unzulängliche Schutzausrüstung nicht nur des medizinischen Personals des NHS (nat. 

Gesundheitsdienst), sondern auch der KollegInnen der kommunalen Sozialfürsorge und anderer kommunalen Dienste 

(siehe BBC-Bericht v 18Apr: https://www.bbc.com/news/uk-wales-52339103); fragliche Finanzielle Absicherung der 

Kommunen. (UK-Regierung hat zwar zusätzliche 1,6 Mrd Pfund und Cashflow-Maßnahmen für Kommunen 

angekündigt, trotzdem benötigt man mehr Unterstützung für die Aufrechterhaltung des hohen Niveaus der 

kommunalen öffentlichen Dienstleistungen und größere Entscheidungsfreiheit über die Art und Weise der 

Bereitstellung dieser Dienstleistungen); umfangreicher Fragen/Antworten-Katalog zB zu Schutzausrüstungen, Finanzen, 

Umgang mit Todesfällen, öffentliche Parks, Sozial- und Bildungseinrichtungen, Bauwirtschaft, Abfallmanagement, 

Verwaltungsorganisation, Versammlungsrecht, psychologische Betreuung, cyber awareness, Umgang mit Medien etc. 

Newsletter: https://content.govdelivery.com/accounts/UKLGA/bulletins/2876f31 (20Apr); 

Fragen/Antworten: https://content.govdelivery.com/accounts/UKLGA/bulletins/2879742 (21Apr) 

 

3. Rat der EU  

 

informelle MinisterInnentreffen per Video:27 Apr: TourismusMin; 28 Apr: InnenMin, EnergieMin; 29 Apr: 

TransportMin. Ebenso finden ca 22 Ratsarbeitsgruppen nächste Woche per Video statt; COREPER 1 & 2 jeweils in 

persona; 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/23/conclusions-by-president-charles-michel-following-the-video-conference-with-members-of-the-european-council-on-23-april-2020/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2020/04/23/conclusions-by-president-charles-michel-following-the-video-conference-with-members-of-the-european-council-on-23-april-2020/
https://www.consilium.europa.eu/media/43405/20200421-a-roadmap-for-recovery_de.pdf
https://www.bbc.com/news/uk-wales-52339103
https://content.govdelivery.com/accounts/UKLGA/bulletins/2876f31
https://content.govdelivery.com/accounts/UKLGA/bulletins/2879742

